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LEHRERMANGEL VERSCHÄRFT UNGLEICHHEIT

Zum Setzpunkt der SPD „Lehrer-
mangel verschärft Chancenun-
gleichheit und Überlastungen an 
Schulen“ hat Christoph Degen die 
Landesregierung aufgefordert, 
den Lehrermangel nicht weiter 
als Lappalie abzutun, sondern 
nachhaltig zu handeln. „An unse-

ren Schulen fehlen Lehrkräfte 
– nicht nur krankheitsbedingt 
und auch nicht nur vorüberge-
hend. Wir haben vor allem an 
Grundschulen, Förderschulen 
und Beruflichen Schulen ei-
nen strukturellen Lehrkräfte-
mangel, der weiter zunehmen 
wird“, sagte der bildungspoliti-
sche Sprecher. Erst kürzlich hät-
ten Recherchen des Hessischen 
Rundfunks bewiesen, dass ein 

unbestreitbarer Lehrkräftemangel  
an nahezu allen Schulen in Hessen 
existiere. „Dadurch wird die Belas-
tung der übrigen Lehrkräfte noch 
größer und die Bildungsgerech-
tigkeit wird ausgehebelt“, erklärte 
Degen. Die Einsetzung pädagogi-
scher Laien könne keine Dauerlö-

sung sein, denn trotz engagierter 
Arbeit könnten die Seiteneinstei-
ger keine ausgebildeten Lehrkräf-
te ersetzen. Andere Bundesländer 
würden ihre Quereinsteiger we-
sentlich besser qualifizieren und 
ihnen langfristige Perspektiven im 
Schuldienst bieten. Degen beton-
te, dass die Herausforderungen 
weiter zunähmen und deshalb der 
Lehrkräftemangel nachhaltig und 
zukunftsfest bekämpft werden 
müsse. Kurzfristig helfe nur ein 
gutes Quereinsteigerprogramm. 
Zudem müsse die Ausweitung der 
Studienplatzkapazitäten fortge-
setzt werden. „Außerdem kann die 
Koalition jederzeit den SPD-Vor-
schlag für ein Hessen-Stipendium 
aufgreifen“, schloss Degen.

„Wenn mehr als zwei Drittel der 
Politikerinnen und Politiker und der 
Bediensteten in den Kommunen 
Erfahrung mit Bedrohungen bis 
hin zu körperlicher Gewalt machen 
mussten, dann stimmt etwas nicht 
in unserem Land“, eröffnete der 
Parlamentarische Geschäftsführer 
Günter Rudolph die auf Antrag der 
SPD-Fraktion stattfindende Debat-
te über die Bedrohungslage für 
Kommunalpolitiker und andere eh-
renamtlich Tätige. In seiner Rede 
verwies Rudolph auf eine Umfrage 
des Hessischen Rundfunks unter 
allen hessischen Gemeinden, bei 

der 70 Prozent der Befragten an-
gaben, dass sie schon einmal be-
droht oder beleidigt wurden. „Ich 
erwarte, dass der Landtag heute 
ein klares Signal gegen Hetze und 
Bedrohung setzt“, forderte Ru-
dolph. „Wir müssen deutlich ma-
chen, dass gerade die Ehrenamtler 
– nicht nur in der Politik, sondern 
auch bei den Rettungsdiensten, in 
Vereinen und Initiativen – unsere 
uneingeschränkte Solidarität und 
Wertschätzung haben.“ Rudolph 
erneuerte die Forderung seiner 
Fraktion nach einer parlamentari-
schen Anhörung von Betroffenen 

sowie Kriminalitäts- und Präven-
tionsexperten, um gemeinsame 
Strategien zum Schutz der ehren-
amtlich Tätigen zu entwickeln. 
„Diejenigen, die ein Ehrenamt aus-
üben und die damit unsere Gesell-
schaft zusammenhalten, müssen 
geschützt, unterstützt und geach-
tet werden“, schloss Rudolph. 
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In der Aktuellen Stunde der SPD 
kritisierte Dr. Daniela Sommer, 
dass Schwarzgrün eine Anhörung 
zur Bilanz des privatisierten Uni-
versitätsklinikums Marburg-Gie-
ßen (UGKM) rigoros abgelehnt 
hat und sich weigert, Transparenz 
und Klarheit zu schaffen. „Es ist 
beschämend und ein Schlag ins 
Gesicht der Beschäftigten, dass 
Schwarzgrün eine Anhörung im 
Landtag verweigert und sich statt-
dessen allein auf die Darstellung 
der Geschäftsleitung des Rhön-
Klinikums verlässt“, kritisierte die 
gesundheitspolitische Sprecherin 
Dr. Sommer. Betriebsrat und Ge-
schäftsleitung malten seit Jahren 
ganz unterschiedliche Bilder von 
der Situation: Klinikparadies oder 
Pflegenotstand? In einer Anhörung 
könne die Situation der Patienten-
versorgung, der Pflege und der 
Beschäftigten am Klinikum umfas-
send beleuchtet und allen Beteilig-
ten die Gelegenheit zur ausführli-
chen Darstellung gegeben werden. 
Berichte über Arbeitsverdichtung, 
Personalmangel, hohe Ausfallzei-
ten, Überstunden, aber vor allem 
auch Überlastungs- und Risikoan-
zeigen könne die Landesregierung 
nicht weiter ignorieren. 

BEAUFTRAGTER JA, 
OBERAUFSEHER 
NEIN

„Es ist grund-
sätzlich richtig, 
einen Bürgerbeauf-
tragten einzusetzen, der zwischen 
Bürgern und Behörden vermitteln 
kann“, begrüßte Günter Rudolph 
das Vorhaben der Landesregie-
rung, einen Bürgerbeauftragten 
zu bestellen. Wichtig sei jedoch, 
dass der oder die künftige Bürger-
beauftragte nicht in Konkurrenz 
zum Petitionsausschuss des Land-
tags stehe. „Die Hessische Landes-
verfassung sieht ausdrücklich vor, 
dass Petitionen an die Volksvertre-
tung zu richten sind, deswegen ist 
hier eine deutliche Abgrenzung zur 
Arbeit eines Bürgerbeauftragten 
vorzunehmen. Der oder die Be-
auftragte kann jedenfalls nicht als 
‚Oberaufseher‘ für den Petitions-
ausschuss des Landtags installiert 
werden“, sagte der Parlamentari-
sche Geschäftsführer Rudolph und 
kündigte für Januar einen konkre-
ten Vorschlag der SPD-Fraktion für 
eine sach- und problemgerechte 
gesetzliche Lösung an.

BAUERNPROTESTE

A n l ä s s l i c h 
der Aktuel-
len Stunde   
der FDP zu 
den Bauern-
protesten er-
klärte Heinz Lotz, 
dass die Landwirte ernst genommen 
und vor allem einbezogen werden 
wollen. Das Nicht-Einbeziehen habe 
das hessische Umweltministerium 
jedoch mittlerweile zu einer Meis-
terdisziplin gemacht. Grundsätzlich 

zeigte sich Lotz davon überzeugt, 
dass die Landwirte zu einem Um-
stieg auf eine ökologischere und 
klimafreundlichere Landwirt-

schaft bereit seien – sie müssten 
jedoch auch davon leben können. 

In der Frage ob eine rein wissen-
schaftlich gelenkte Landwirtschafts-
politik derzeit funktionieren könne, 
zeigte sich der landwirtschaftspoli-
tische Sprecher Lotz zwiegespalten. 
„Denn Landwirtschaft ist mehr als 
Wissenschaft. Hier stehen Men-
schen und gesellschaftliche Struk-
turen dahinter. Gleichzeitig muss 
sich die Landwirtschaft künftig auch 
stärker am Gemeinwohl orientie-
ren“, sagte Lotz.

TARIFEINIGUNG IM 
BUSFAHRERSTREIK

Die von der Linken 
beantragte Aktuelle 
Stunde zu den Ar-
beitsbedingungen im 
öffentlichen Nahverkehr, 
bezeichnete Wolfgang Decker als 
zu spät, da sich die Tarifpartner be-
reits vergangene Dienstag geeinigt 
hätten. „Und die Tarifeinigung lässt 
sich wirklich sehen. Die stufenwei-
se Lohnerhöhung um 29 Prozent 
von 13,50€ auf 17,40€ in der Stun-
de ist ein echtes Pfund“, sagte der 
arbeitsmarktpolitische Sprecher. 
Das gute Ergebnis sei in erster 
Linie der Hartnäckigkeit der Ge-
werkschaft zu verdanken, die am 

Ende zu einer Einsicht der Arbeit-
geberseite in ihre soziale Verant-
wortung geführt habe. „Vor allem 
freut uns das Ergebnis für die über 
4.000 Fahrerinnen und Fahrer der 
privaten Unternehmen“, so De-
cker. Die Einigung müsse nun auch 
Signalwirkungen in andere noch 
lohnprekäre Branchen haben.

UKGM-ANHÖRUNG MUSS KLARHEIT SCHAFFEN
AKTUELLE STUNDEN KURZ UND KNAPP
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STRASSENBAHNEN FÖRDERN

Der Hessische Landtag hat am 
Plenarmittwoch in Erster Lesung 
Änderungen am Mobilitätsförder-
gesetz diskutiert. „Über die Bedeu-
tung des Schienenverkehrs bei der 
Bewältigung der Veränderungen in 
der Mobilitätspolitik sind wir uns 
fast alle einig“, erklärte dazu der 
verkehrspolitische Sprecher der 
SPD-Fraktion Tobias Eckert. „Bis-
her sieht das Mobilitätsförderge-
setz keine Förderung der Anschaf-
fung und der Ersatzbeschaffung 
von Straßenbahnen vor, die von 
den Städten Frankfurt, Darmstadt 
und Kassel eingesetzt werden. 
Das soll mit der Erweiterung der 
förderfähigen Vorhaben geändert 
werden, wozu unser Gesetzent-
wurf dient“, sagte Eckert. Straßen-

bahnen leisteten einen wichtigen 
Beitrag zu Staureduzierung und 
seien umwelt- und klimafreundli-
cher als PKWs. „In Frankfurt und 
Darmstadt wurde bereits gegen 
den Luftreinhalteplan des Landes 
geklagt. Daher ist das Land auch 
bei den Herausforderungen zur 
Finanzierung eines attraktiven An-
gebotes auf der Schiene mit in der 
Verantwortung“, so Eckert. Der zu-
sätzliche Förderetatbestand dürfe 
jedoch natürlich nicht dazu führen, 
dass Stadt gegen Land ausgespielt 
werden. Deshalb habe die SPD in 
den letzten Jahren immer wieder 
deutlich gemacht, dass sie das 
Mindestfördervolumen im Mobi-
litätsfördergesetz sukzessive und 
verlässlich anheben will. „Wir sind 

der Auffassung, dass unser Gesetz-
entwurf eine gute, eine logische 
und eine notwendige Veränderung 
im bestehenden Mobilitätsförder-
gesetz darstellt und freuen uns auf 
die Beratung im Ausschuss“, er-
klärte Eckert.

MOBILITÄTSFÖRDERGESETZ
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In der Plenardebat-
te um Hartz IV hat 
sich Lisa Gnadl für 
eine umfassende 
Reform des Grund-

sicherungssystems 
ausgesprochen. Diese 

solle auf einem neuen 
Ansatz beruhen und Antworten 

auf die aktuellen arbeitsmarktpoli-
tischen Herausforderungen geben. 
Das System, das vor 15 Jahren im 
Kontext der damaligen Rahmen-
bedingungen wie Massenarbeits-
losigkeit und dem Nebeneinander 
von Sozialhilfe und Arbeitsvermitt-
lung entworfen wurde, hatte Feh-
ler, die heute korrigiert werden 
müssten, so Gnadl. „Der Sozial-
staat muss an die sich wandelnden 

Bedingungen angepasst werden. 
Wir müssen auf die zunehmende 
Verunsicherung der Gesellschaft 
reagieren und wieder Sicherheit 
geben. Auch in einer von Klima-
wandel, Globalisierung und Digi-
talisierung geprägten Welt muss 
der Sozialstaat die großen Lebens-
risiken absichern sowie Gerech-
tigkeit und Gleichheit in unserer 
Gesellschaft fördern“, erklärte die 
sozialpolitische Sprecherin und 
wies auf den Beschluss des SPD-
Bundesparteitags zur Einführung 
eines Bürgergeldes hin. Dieses ori-
entiere sich am Leitbild eines un-
terstützenden und bürgernahen 
Sozialstaats mit mehr Respekt vor 
der Lebensleistung des Einzelnen.

In der Debatte zum 
Gesetz zur Verbesse-
rung der Teilhabe von 
Ausländerinnen und 
Ausländern an der Kom-
munalpolitik warf Turgut 
Yüksel der Landesregierung vor, 
mit ihrem Gesetzentwurf demokra-
tische Rechte abzubauen. Der Ge-
setzesentwurf könne dazu führen, 
dass in Zukunft weniger Wahlen 
zu Ausländerbeiräten stattfinden 
würden. „Damit schränkt Schwarz-
grün die Rechte von Migrantinnen 
und Migranten ein“, kritisierte Yük-
sel. Vielmehr brauche es eine Mo-
dernisierung der Strukturen der 
Ausländerbeiräte, die Ausweitung 
ihrer Rechte und die Verbesserung 
ihrer Ausstattung mit angemesse-
nen Ressourcen, wie in einem SPD-
Antrag gefordert. 

SOZIALSTAAT MUSS SICHERHEIT GEBEN AUSLÄNDERBEIRATSWAHLEN
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Hessen als längst überfällig. 
Die SPD wolle, dass die 

schwarzgrüne Landes-
regierung ihr bereits in 
der letzten Legislatur-
periode angekündigtes 

Vorhaben zur Einfüh-
rung eines Lobbyregis-

ters endlich umsetze. Eine 
fehlende Transparenz führe zu 

einem steigenden Misstrauen ge-
genüber den Institutionen der De-
mokratie. „Um die Glaubwürdig-
keit und Akzeptanz des Handelns 
von Landtag und Landesregierung 
zu gewährleisten, ist die Einfüh-
rung eines Lobbyregisters drin-
gend nötig“, so Löber.

„Nicht der Mensch muss 
sich der digitalen 
Technik unterwerfen 
und weichen, son-
dern wir müssen 
aus technischem 
Fortschritt gesell-
schaftlichen und sozi-
alen Fortschritt für alle 
gestalten“, antwortete der 
digitalpolitische Sprecher Tobias 
Eckert auf die Regierungserklärung 
der Ministerin für Digitale Stra-
tegie und Entwicklung. Dazu zäh-
le an erster Stelle der Schutz des 
Einzelnen vor Datenkontrolle, vor 
Überwachung und Manipulation. 
„Wir brauchen eine Agenda für 
die Datensouveränität im 21. Jahr-
hundert, wie zum Beispiel einen 
Arbeitnehmerdatenschutz“, sagte 
Eckert. Digitalisierung ändere in 
der Arbeitswelt alles, für die Ar-
beitnehmer und die Arbeitgeber. 
Arbeitnehmervertreter müssten 
in die Gestaltung der Digitalisie-

rung aktiv mit einbezo-
gen werden, um von 

ihrem Know-how 
und ihrem Engage-
ment profitieren zu 
können. Dafür müs-
se das Personalver-

tretungsrecht fitge-
macht werden. Eckert 

forderte die Ministerin 
auf, Impulse für arbeitnehmero-

rientierte Digitalisierungsberatung 
zu geben. Immer wieder werde 
über Studien diskutiert, wonach 
eine bestimmte Anzahl von Tä-
tigkeiten der Digitalisierung zum 
Opfer fallen, auf Hessen übertra-
ge Schwarzgrün dies mit einer 
eigenen Studie jedoch nicht. „Es 
gibt kein Ziel, es gibt keine Visi-
on, es gibt keine Steuerung und 
keine neuen Impulse, es gibt nur 
mehr Stellen, mehr Reisekosten 
und mehr eigene PR. Dafür hät-
ten wir kein Digitalministerium ge-
braucht“, sagte Eckert.
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„In den letzten Jah-
ren hat der Einfluss 
von organisierten 
Lobbyisten auf po-
litische Entschei-
d u n g s p r o z e s s e 
stark zugenom-
men“, erklärte An-
gelika Löber in der 
Debatte zur Einführung 
eines Lobbyregisters in Hessen. 
Die SPD-Fraktion fordere deshalb 
in ihrem Antrag mehr Transparenz 
bei der Lobbyarbeit. „Es muss klar 
definierte Regeln geben, nach de-
nen die Lobbyarbeit erfolgt“, stell-
te Löber fest und bezeichnete die 
Einführung eines Lobbyregisters in 

EINFÜHRUNG LOBBYREGISTER ÜBERFÄLLIG

Einen heftigen 
Schlagabtausch 
zur Energiepolitik 
lösten Anträge 
von FDP und AfD 
aus. In der Debat-
te stellte der ener-
giepolitische Sprecher 
Stephan Grüger klar, dass das EEG 
faktisch ein Festpreisvertrag für die 
Einspeisung und Lieferung von Er-
neuerbaren Energien sei, und dass 
die ständig sinkende Förderung 
von Erneuerbaren Energien nur 
ein vorübergehender Ausgleich für 
den seit Jahrzehnten durch drei-
stellige Milliardensubventionen 
geschaffenen Wettbewerbsvorteil 
für nukleare und fossile Energien 
sei. Bereits mittelfristig sei ein al-
lein auf Erneuerbaren Energien ba-
sierendes Energiesystem kosten-
günstiger, als das bisherige. „Die 
SPD steht zur Energiewende, weil 
sie in Deutschland bereits über 
300.000 Arbeitsplätze geschaffen 
hat, weil durch Erneuerbare Ener-
gien die Versorgungssicherheit und 
die Unabhängigkeit Deutschlands 
sichergestellt werden kann, weil 
Wertschöpfung nach Deutschland 
und in den ländlichen Raum geholt 
wird und weil Konflikte um Ener-
gieträger (wie bspw. Öl und Uran) 
beseitigt werden können“, erklärte 
Grüger.

ARBEITSPLÄTZE DURCH ENERGIEWENDE
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